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1. Zur Entwicklung der LV Selbsthilfe Berlin im Jahr 2006

Das Jahr 2006 war in vielerlei Hinsicht ein ereignisreiches Jahr. Durch Beschluss der Mitgliederversammlung vom 23. März hat die LAGH Berlin ihre Satzung geändert und einen neuen Namen angenommen: Landesvereinigung Selbsthilfe Berlin e. V.
Ebenfalls im Jahre 2006 haben wir unseren 50. Mitgliedsverein aufgenommen und damit eine neue Marke erreicht. 

Das Jahr war auch das Jahr der Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus und zu den Bezirksverordnetenversammlungen, in die wir uns aktiv eingeschaltet haben, in dem Bemühen, die Behindertenpolitik der Parteien zu beeinflussen.

Und schließlich sind wir umgezogen. Unser neues Domizil ist gut erreichbar und barrierefrei.

Durch diese und einige weitere Ereignisse war das Jahr 2006 geprägt.

Im Jahr 2006 konnten 4 Vereine in die LV Selbsthilfe aufgenommen werden: Am 23. März die Achse (Allianz Chronischer Seltener Erkrankungen e. V.), am 8. Juni die Deutsche Fibromyalgie Vereinigung e. V., am 20. Juli Frauengesundheit e. V. und am 17. August der Arbeitskreis Kunstfehler in der Geburtshilfe e. V. als 50. Mitgliedsverein. Im Berichtszeitraum fanden zwei Mitgliedsversammlungen statt: am 23. März und am 19. Oktober. Die Mitgliederversammlung vom 23. März bestätigte den Jahresbericht und den Finanzabschluss für das Jahr 2005 und änderte die Satzung. Wichtigste Neuerung war die Änderung des Namens. Die Mitgliederversammlung wählte: 

· Einen neuen Vorstand: Vorsitzender Dr. Manfred Schmidt, stellvertretender Vorsitzender Hartwig Eisel, Schatzmeister Dietmar Gasch, weitere Vorstandsmitglieder Margret Dontsch-Lange, Hildegard Gramatzky, Christa Schaal und Ingo Schellberg.
· Die Rechnungsprüfer: Helmut Forner und Jörg Sendlewski.

· Als Ehrenmitglied: Erika Lange.

Die Mitgliederversammlung vom 19. Oktober verabschiedete den Haushaltsplan für 2007, verständigte sich über Vorhaben für das Jahr 2007, nahm Informationen über das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz entgegen und ließ sich vom Vorstand über dessen Absicht, engere Kontakte zu den Mitgliedsvereinen herzustellen, berichten. 

Der Vorstand tagte zehn Mal. Er bereitete die Mitgliederversammlungen vor, setzte deren Festlegungen um, fasste Beschlüsse über Vorhaben der LV Selbsthilfe Berlin, hörte die Vertreter der aufzunehmenden Vereine an und beschloss über deren Aufnahme und traf Entscheidungen zu anstehenden Fragen. 
Am 5. August führte der Vorstand eine Klausurtagung durch, bei der er die bisherige Arbeit analysierte und Ideen entwickelte, wie die Tätigkeit der LV Selbsthilfe Berlin weiter verbessert werden kann. Dabei wurde u. a. beschlossen, dass sich jedes Vorstandsmitglied einer Anzahl von Mitgliedsvereinen persönlich annehmen soll. Die Mitgliedsvereine wurden in den nächsten Vorstandssitzungen entsprechend aufgeteilt und informiert. 

In Vorbereitung der Mitgliederversammlung vom 23. März wurde eine Satzungskommission gebildet, die am 11. Januar tagte und Vorschläge für die geplanten Satzungsänderungen erarbeitete. Der Vorstand hat diese Vorschläge dann in seiner Sitzung am 19. Januar behandelt und als Antrag des Vorstandes an die Mitgliederversammlung formuliert.
Die Arbeitsgruppe Ethik tagte 2006 nur einmal. Wichtigster Tagesordnungspunkt war die Vorbereitung einer Veranstaltung zur Integration behinderter Menschen, die 2007 stattfinden soll. 

Die personelle Situation ist 2006 stabil geblieben. Die Stelle von Frau Nell ist weiterhin finanziell gesichert. Die Stelle von Herrn Friedrich ist von der Aktion Mensch bis zum 31. Oktober 2007 bewilligt. Das gleiche gilt für die Assistentenstelle, die von Herrn Jaskulla besetzt ist.

Ein wichtiger Einschnitt für unsere gesamte Tätigkeit war der Umzug von der Neuen Bahnhofstraße in die Littenstraße 108 in Berlin-Mitte am 29. Mai. Die Räume sind ideal, barrierefrei, verkehrsgünstig und für jeden erreichbar. Wie zu erwarten war, gab es durch den Umzug wieder Probleme mit dem Telefon, die leider noch immer nicht ausgeräumt sind, auch sind uns einige Emails verloren gegangen, aber die Vorzüge der neuen gegenüber der alten Unterkunft überwiegen bei weitem.
Im Berichtszeitraum wurden durch Vorstandsmitglieder und durch Mitarbeiter der Geschäftsstelle, insbesondere Frau Nell, einige Mitgliedsvereine besucht, um den Kontakt zu vertiefen. Die Zahl der Besuche erhöhte sich nach dem Vorstandsbeschluss vom 5. August noch und soll weiter steigen. Frau Nell half mehreren Mitgliedsvereinen beim Stellen von Anträgen.
Im Jahr 2006 wurde die Tätigkeit der LV Selbsthilfe aus Mitteln des Landes Berlin, des Integrationsamtes, aus Mitgliedsbeiträgen und aus Bußgeldern finanziert. Die Aktion Mensch förderte einen erheblichen Teil unserer Arbeit. Weitere Projektförderung erhielten wir aus dem PS Sparen und Gewinnen, durch die AOK, die Techniker Krankenkasse, die BKK und die Barmer. Wir danken allen Genannten für die Unterstützung unserer Arbeit.
Zur Information der Mitgliedsvereine über aktuelle behindertenpolitische Probleme und über Interna versandte die LV Selbsthilfe 10 Rundschreiben mit den unterschiedlichsten Themen und Materialien. Die Mehrheit davon erfolgt bereits per Email. Auf diesem Weg wurden auch zahlreiche weitere Informationen versandt, die nicht unbedingt für ein Rundschreiben geeignet waren.

Am Ende des Jahres 2006 gehörten der LV Selbsthilfe Berlin 50 Mitgliedsvereine mit insgesamt rund 21.000 Einzelmitgliedern an. 
2. Die LV Selbsthilfe und die Behindertenpolitik des Landes Berlin – der Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen

2006 novellierte das Abgeordnetenhaus das Landesgleichberechtigungsgesetz und realisierte damit einige Forderungen, die wir seit Jahren erhoben haben. Im Wesentlichen sind folgende Neuerungen vorgenommen worden:

· Übernahme der Begrifflichkeiten aus dem Bundesgleichstellungsgesetz;

· Aufnahme der Definition Barrierefreiheit aus dem Bundesgleichstellungsgesetz;

· Verpflichtung der Behörden, Bescheide und ähnliche Dokumente allen Bürgern barrierefrei zugänglich zu machen;

· Feststellung, dass der Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderung ressortübergreifend und fachlich eigenständig tätig ist;
· Festschreibung der Bezirksbeiräte für Menschen mit Behinderungen im Gesetz.

Auch 2006 hat uns der Sonderfahrdienst wieder stark beschäftigt. Das war nicht nur dem erneuten Betreiberwechsel geschuldet, der am 1.7. erfolgte. Das ganze Jahr über gab es sowohl beim vorherigen als auch beim jetzigen Betreiber erhebliche Probleme, die immer wieder zu Beschwerden führten. Hauptkritikpunkte waren: schlechte Erreichbarkeit der Zentrale, Unzuverlässigkeit beim Abholen und besonders bei den Rückfahrten am Abend, Nichteinhaltung des Datenschutzes. Deshalb beschäftigte sich der Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen in jeder Sitzung mit diesem Thema. Am 25. August hat die Senatorin für Gesundheit, Soziales und Verbraucherschutz, Dr. Heidi Knake-Werner zu einer großen Runde über den Fahrdienst eingeladen, bei der unter anderem der Betreiber und die Fuhrunternehmen zugegen waren. Dabei haben wir die Probleme nochmals deutlich angesprochen. Der Betreiber versprach Lösungen. Zum 18. September hatten wir Betreiber und Fuhrunternehmen einmal in die Arbeitsgruppe der Berliner Behinderten​verbände und –initiativen eingeladen und erhielten die gleichen Auskünfte. Zwar hat sich im letzten Quartal 2006 einiges verbessert, ein reibungsloser Ablauf ist aber immer noch nicht zu verzeichnen. Mit Beginn des Jahres 2007 verschärfte sich die Situation insofern, dass aufgrund der Mittelkürzungen weniger Fahrzeuge zur Verfügung stehen und die Disposition dadurch erheblich erschwert wird.

Beschwerden gab es auch wegen der Eigenbeteiligung. Die Härtefallkommission, die beim Landesbeirat tätig ist, hat deshalb Vorschläge unterbreitet, die restriktive Richtlinie, die uns von Seiten der Senatsverwaltung für Gesundheit, Soziales und Verbraucherschutz diktiert worden ist, zu Gunsten der Nutzer zu verbessern. Der Vorsitzende des Landesbeirates und Vorsitzende des LV Selbsthilfe hat ein entsprechendes Schreiben an die Senatorin gerichtet und Verbesserungen angemahnt. Die Kommission entscheidet seit dem nach diesen Vorgaben.
Seit September 2006 besteht beim Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen ein Fahrgastbeirat für den Sonderfahrdienst, dessen Grundsätze zwischen dem LfB und dem Vorsitzenden des Landesbeirats abgesprochen worden sind. Überhaupt fanden immer wieder Absprachen zwischen beiden statt, um ein einheitliches Vorgehen bei der Gestaltung der Behindertenpolitik in Berlin zu gewährleisten.

Die Arbeitsgruppen Menschen mit Behinderungen bei den Senatsverwaltungen haben – bis auf Inneres – alle gearbeitet. Die LV Selbsthilfe ist in allen Arbeitsgruppen vertreten. Die AG bei der Senatskanzlei wurde bereits im Jahres 2005 eingestellt. Hier hatte der Chef der Senatskanzlei direkte Gespräche zugesagt, von denen aber in 2006 keines erfolgte.

Am 17. Februar führten der LfB und der Vorsitzende des Landesbeirates gemeinsam mit dem Landesbeauftragten und der Vorsitzenden des Landesbeirates Brandenburg ein Gespräch mit der Intendantin des RBB, Dagmar Reim. Dabei ging es vor allem um den Einsatz von Gebärdensprachdolmetschern in der Abendschau, die Audiodeskription und ein Projekt des RBB zur Schaffung von Voraussetzungen, das Fernsehen allen Menschen zugänglich zu machen, das er gemeinsam mit Partnern aus anderen Ländern im Rahmen der EU durchführen wollte. Zu diesem Projekt hatten wir Zuarbeiten geleistet. Die EU hat es leider nicht bewilligt, der RBB strebt aber in Kürze ein neues ähnliches Projekt an. Um dieses vorzustellen, vereinbarten die Vorsitzenden der Landesbeiräte aus Berlin und Brandenburg eine gemeinsame Sitzung, die am 6. September in Berlin stattfand. Die Beiräte verabschiedeten eine gemeinsame Resolution zur Unterstützung des Projektes. Außerdem beschlossen sie, eine gemeinsame Arbeitsgruppe für die barrierefreie Gestaltung des Großflughafens Berlin-Brandenburg International zu bilden.
Der Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen tagte turnusgemäß sechsmal. In allen Sitzungen stand, wie bereits erwähnt, der Sonderfahrdienst auf der Tagesordnung. Weitere Themen waren:

· Sozialamt 2005 – Fallmanagement;

· Doppelhaushalt 2006/2007 und seine Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen;

· Fachmesse für Menschen mit Behinderungen REHA fair Berlin 2006;

· Beschlussvorlage der Arbeitsgruppen „Bildung für alle“ und „Behinderte in Arbeit“ zur besseren Vorbereitung junger Menschen mit Behinderungen auf eine Berufsausbildung und zur Eingliederung in den Arbeitsprozess.
· Schulentwicklungsplan des Landes Berlin und dessen Auswirkungen auf behinderte Schüler;

· Informationen zur Arbeit der Koordinierungsstelle für die betriebliche Ausbildung behinderter Kinder und Jugendlicher in Berlin und Brandenburg;

· Trägerübergreifendes Persönliches Budget;

· Information zur Gesundheitsmesse Berlin;

· Politik für Menschen mit Behinderungen in Berlin in der zu Ende gehenden Legislaturperiode 2001 bis 2006;

· Situation in der medizinischen Versorgung Borreliose-Erkrankter in Berlin;

· Wirkungen des Gesundheitsdienstgesetzes;

· Entwurf der Ausführungsvorschrift Eingliederungshilfe.

Der Landesbeirat verabschiedete mehrere Resolutionen, unter anderem zur Vergabepraxis des Bezirksamtes Neukölln im Bereich Eingliederungshilfe, zur Erreichbarkeit der AOK-Geschäftsstelle in Spandau und zur Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen.

Der Vorsitzende des Landesbeirats hat die Vorsitzenden der Bezirksbeiräte zweimal zu einer gemeinsamen Beratung eingeladen, und zwar am 22. März und am 22. Oktober. Hauptberatungsgegenstände waren: Berlin barrierefrei, die neue Bauordnung, Novellierung des Landesgleichberechtigungsgesetzes, Sonderfahrdienst, Barrierefreie Wohnungen, Persönliches Budget, Verstößebericht, Auswertung der REHA fair Berlin.
3. Aktivitäten in Vorbereitung der Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus

Für die am 17. September 2006 vorgesehenen Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus und zu den Bezirksverordnetenversammlungen hat die LV Selbsthilfe Fragen an die Parteien gestellt, um sie zu Aussagen über die von ihnen beabsichtigte Behindertenpolitik in der kommenden Wahlperiode zu veranlassen. Die Mitgliedsvereine wurden aufgefordert, ihre Probleme als Fragen zu formulieren und an die LV Selbsthilfe zu senden. Folgende Vereine haben sich daran beteiligt: ABSV, Borreliose Selbsthilfe, BSK, Dt. Rheuma-Liga, Gehör​losenverband, Schwerhörigenverein und das Fördermitglied Frau Kemper. Das ganze wurde komprimiert und zu 18 Fragen zusammengefasst, die auf der Internetseite der LV Selbsthilfe zu lesen waren. Diese 18 Fragen sind den fünf im Abgeordnetenhaus vertretenen Parteien zugegangen. Alle fünf – Bündnis90/Die Grünen, CDU, FDP, PDS und SPD – haben bis Ende Juni geantwortet. Die Antworten haben wir auch auf unsere Internetseite gestellt.
Die Fragen umfassen die Bereiche Sonderfahrdienst für mobilitätsbehinderte Menschen, barrierefreies Bauen, Zugänglichkeit von Arztpraxen, Freifahrt im ÖPNV, Landespflegegeld für Blinde, hochgradig Sehbehinderte und Gehörlose, Versorgung mit Hörhilfen, Einsatz von Gebärdensprachdolmetschern, Präventionsgesetz und Prävention von Krebserkrankungen, Informationssysteme für medizinische Versorgung, Versorgung rheumakranker Menschen, zuverlässige ärztliche Versorgung von Menschen, die an Lyme-Borreliose erkrankt sind, Versicherungsschutz für alle, Trägerübergreifendes Persönliches Budget, Sicherung von Beratungsangeboten, Landesprogramme zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit von Menschen mit Behinderungen.
Als weitere Aktivität haben wir am 26. Juli ein Gespräch mit Vertretern der Parteien geführt, um einige in den 18 Fragen aufgeworfene Probleme zu vertiefen. Das Parteiengespräch fand unter dem Motto „Die Zukunft der Behindertenpolitik in Berlin“ im Roten Rathaus statt. 150 Menschen waren unserer Einladung gefolgt. Auf dem Podium konnte der Vorsitzende der LV Selbsthilfe, der das Gespräch auch moderierte, die Senatorin für Gesundheit, Soziales und Verbraucherschutz, Dr. Heidi Knake-Werner, und folgende Mitglieder des Berliner Abgeordnetenhauses begrüßen: Thomas Kleineidam (SPD), Gregor Hoffmann (CDU), Elke Breitenbach (PDS) sowie Klaus-Peter von Lüdeke (FDP). Der ankündigte Vertreter von Bündnis90/Die Grünen war leider nicht erschienen. 

Folgende Fragen wurden vertiefend diskutiert: Frage 18 – Welche Landesprogramme wollen Sie initiieren, um die Arbeitslosigkeit von Menschen mit Behinderungen, vor allem jene über 50 Jahre, sinnvoll zu bekämpfen? Die Parteienvertreter und die Senatorin verwiesen vor allem auf die Möglichkeiten der Agentur für Arbeit, der Jobcenter, der Integrationsfachdienste, mit denen letztere wesentlich besser zusammenarbeiten müssten, und auf die Integrationsämter. Echte Vorschläge für Landesprogramme wurden nicht gemacht. Mehrere Redner aus dem Publikum betonten aber, dass aus Mitteln der Ausgleichsabgabe Plätze in Werkstätten für Menschen mit Behinderungen und in angeschlossenen Wohnheimen finanziert werden, anstatt diese Mittel gezielt für die Schaffung von Arbeitsplätzen auf dem ersten Arbeitsmarkt einzusetzen.
Als Ergebnis der Diskussion wurde der Vorschlag unterbreitet, bei den Gesprächen zwischen Senat und Jobcentern behinderte Menschen hinzu zu ziehen, damit Wege gefunden werden, die Jobcenter in die Lage zu versetzen, für behinderte Menschen tätig zu werden. Zurzeit gibt es dort keinerlei Sachkenntnis. Das macht sich ganz besonders bei gehörlosen Menschen bemerkbar, die faktisch keinen Ansprechpartner haben. 
Frage 1 – Welche Vorstellung haben Sie, den Sonderfahrdienst für Menschen mit Behinderungen zu erhalten, und zwar so, dass er für die Nutzer auch bezahlbar ist? Der Sonderfahrdienst ist im Landesgleichberechtigungsgesetz verankert. Alle Redner sprachen sich dafür aus, dass er effektiv gestaltet werden muss und sinnvoll mit dem ÖPNV verbunden. Die Vertreter der Opposition – CDU und FDP – machten dem Senat Vorwürfe, bei der Neuorganisation des Sonderfahrdienstes große Fehler gemacht zu haben. 

Nach den Beiträgen der Podiumsteilnehmer kamen wieder die Teilnehmer der Veranstaltung zu Wort. Die meisten Beiträge zeigten die gegenwärtigen Probleme auf, wie lange Wartezeiten bei der Bestellung, unpünktliche Abholung, insbesondere bei der Rückfahrt, Nichteinhalten des Datenschutzes. Als Ergebnis wurde vereinbart, dass die Senatorin noch vor dem 17. September eine Gesprächsrunde mit Nutzern, der Wirtschaftsgenossenschaft der Berliner Taxiunternehmer, die die Regie des Sonderfahrdienstes führt, und Fuhrunternehmern einberuft, um die Probleme zu klären und Lösungen zu finden.

Frage 5 – Werden Sie sich nach der Wahl dafür einsetzen, dass das Landespflegegeld für Blinde, hochgradig sehbehinderte und gehörlose Menschen als einkommens- und vermögensunabhängiger Nachteilsausgleich ohne Abstriche erhalten bleibt? Der Moderator verwies dabei auf die Tatsache, dass die Länder Niedersachsen und Thüringen das einkommens- und vermögensunabhängige Blindengeld faktisch abgeschafft haben, wobei Niedersachsen offensichtlich einlenkt und ab 1.1.2007 wieder etwas zahlen wird. Auch in anderen Bundesländern ist mit Kürzungen zu rechnen. Dennoch beantworteten alle Parteienvertreter die Frage mit einem klaren Ja. Die Senatorin sagte, dass Sie dieses Problem nicht wieder anfassen wird.
Als viertes Problem wurde auf die Föderalismusreform eingegangen, die insbesondere für Heime große Schwierigkeiten mit sich bringt, da die Gefahr besteht, dass jedes Land eine andere Heimpolitik betreibt. Alle Redner sahen diese Schwierigkeiten und zeigten sich vom Ergebnis der Reform enttäuscht. 

Die Veranstaltung war interessant. Viele Teilnehmer kamen zu Wort und konnten ihre Fragen an die Abgeordneten und an die Senatorin stellen. Sie erhielten nicht nur eine Antwort, sondern es wurden auch Lösungswege für bestimmte Probleme aufgezeigt, die weiter verfolgt werden müssen.
Im Ergebnis der Wahlen am 17. September bildete sich eine Koalition aus SPD und PDS, also eine Wiederauflage der bisherigen Regierungskoalition. In der Koalitionsvereinbarung sind einige Aussagen zu finden, die die Behindertenpolitik in den kommenden Jahren betreffen. So heißt es unter anderem: „Die Koalitionspartner setzen sich dafür ein, dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt und selbstbestimmt leben können. Berlin muss als lebenswerte Stadt für Menschen mit und ohne Behinderungen weiter barrierefrei ausgestaltet werden.“ Die Koalition bekennt sich zum Persönlichen Budget als Instrument zur Stärkung selbstbestimmten Lebens; zur Erhöhung des Anteils an behindertengerechten Wohnungen und zur barrierefreien Gestaltung des Wohnumfeldes; zur Verankerung des Aspektes der Barrierefreiheit bei öffentlichen Ausschreibungen; zum Sonderfahrdienst und seiner Verknüpfung mit dem ÖPNV; zur Erhaltung des Landespflegegeldes in der bisherigen Höhe; zur Aufrechterhaltung der Arbeitsgruppen Menschen mit Behinderungen bei allen Senatsverwaltungen.
Wenn diese Aussagen Realität werden, dürfen wir mit der Fortsetzung der bisherigen Behindertenpolitik rechnen. Sie ist das Ergebnis der zielstrebigen Arbeit der Berliner Behindertenorganisationen sowie des Landesbeauftragten und des Landesbeirates für Menschen mit Behinderungen.

4. Veranstaltungen der LV Selbsthilfe


4.1. Barrierefreie Wohnungen

Auf Initiative und in Zusammenarbeit mit der AG BBI führten wir am 15. Februar eine Podiumsdiskussion zum Thema barrierefreie Wohnungen durch. Zum derzeitigen Bedarf an barrierefreien Wohnungen und dem erfassbaren Bestand legte Volkhard Schwarz vom Integrationsamt einige Zahlen vor. Gegenwärtig seien 1.375 Wohnungssuchende erfasst. Demgegenüber stünde ein Bestand von etwa 800 Wohnungen. Dem Integrationsamt seien aber nicht alle in Berlin vorhandenen barrierefreien Wohnungen bekannt. Es sei darauf angewiesen, dass die Vermieter entsprechende Meldungen vornehmen. Auf dieses sei aber auch nicht immer Verlass. Oft würden Wohnungen gemeldet, die im eigentlichen Sinne nicht barrierefrei sind. Zurzeit bestünde im Integrationsamt ein personelles Problem hinsichtlich der Vermittlung solcher Wohnungen. Geplant sei eine Einstellung ins Internet. Ein weiteres Problem sei die Tatsache, dass monatlich etwa 50 Menschen eine barrierefreie Wohnung suchen, aber nur 10 bis 15 gemeldet werden, so dass der Bedarf nicht gedeckt werden kann.
Seitens der Vermieter nahm Rainer Bildt von der Wohnungsgenossenschaft Lichtenberg zur Schaffung barrierefreien Wohnraums Stellung. Die Genossenschaft unternimmt große Anstrengungen, um die Wohnungen für Menschen mit Behinderungen bedarfsgerecht umzugestalten und die Mieter zu halten. Dabei spielt auch das Wohnumfeld eine große Rolle, an dem vorrangig gearbeitet wird. 

Zur Finanzierung notwendiger Umbauten in Wohnungen für pflegebedürftige Personen durch die Pflegekassen referierte Ilona Münstermann von der AOK. Anspruch habe jeder Versicherte ab Pflegestufe I. Die Zuschüsse der Pflegekasse seien auf maximal 2.557 € je Maßnahme und Jahr begrenzt.
Neben den drei Referenten waren im Podium vertreten: Holger Gerecke, Senatsverwaltung für Gesundheit, Soziales und Verbraucherschutz; Heino Marx, Architekt; Tanja Boettcher, GeSoBau und Wulf Meyer-Golling, LaGeSo. Die Moderation hatte Thomas Golka, Fürst Donnersmarck-Stiftung und Mitglied der Arbeitsgruppe der Berliner Behindertenverbände und –initiativen.

Die rund 100 Teilnehmer erlebten eine spannende Diskussion, an der sich einige von ihnen beteiligten. So wurde unter anderem gefordert, dass das Integrationsamt durch geeignete personelle Besetzung wieder einen ständigen Ansprechpartner für Wohnungssuchende einrichten soll; die Einstellung ins Internet sei keine Lösung. Dass die Hochschulen verpflichtet werden, bei der Ausbildung von Architekten die Fragen der Barrierefreiheit unbedingt mit zu vermitteln. Verwiesen wurde auch auf die Forderung mancher Vermieter, Ein- und Umbauten, die eine Barrierefreiheit ermöglichen, nach Auszug wieder zurück zu bauen. Diese Forderung sei unmöglich und müsse durch ein Antidiskriminierungsgesetz untersagt werden.
Seitens des Abgeordnetenhauses waren die behindertenpolitischen Sprecher von Bündnis90/Die Grünen, Elfi Jantzen, und der FDP, Rainer-Michael Lehmann vertreten.

4.2. Chancen für ein umfassendes Zivilrechtliches Antidiskriminierungsgesetz

Zu diesem Thema hatte die LV Selbsthilfe Berlin in Zusammenarbeit mit der AG BBI anlässlich des Europäischen Protesttages gegen die Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen am 5. Mai ins Kleisthaus eingeladen. Die BAG SELBSTHILFE beteiligte sich als Mitveranstalter. Über einhundert Teilnehmer waren der Einladung gefolgt und erlebten eine interessante Podiumsdiskussion.
Wider Erwarten hatte sich die Koalition aus CDU und SPD am 1. Mai nach längerem Hin und Her auf einen Gesetzentwurf geeinigt, was sicher auf die drohenden Strafzahlungen an die EU wegen verspäteter Umsetzung der verbindlichen Richtlinien zurückzuführen ist.
Als erster sprach Ministerialdirektor Gerrit Stein vom Bundesministerium der Justiz. Er sagte unter anderem: „Strittig war, in welchem Ausmaß der Gesetzgeber über die Eins-zu-Eins-Umsetzung der Vorgaben aus Brüssel hinaus einen Zivilrechtlichen Antidiskriminierungs​​​schutz etabliert.“ Tatsächlich gab es jahrelangen Streit, vor allem über die Einbeziehung von Menschen mit Behinderungen. Das neue Gesetz solle möglichst am 1. August in Kraft treten, unter der Bezeichnung „Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz“. Beim Bundes​ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend soll eine Antidiskriminierungsstelle eingerichtet werden.

Die Büroleiterin der Beauftragten der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen, Eva Ullrich, betonte, dass mit dem neuen Gesetzentwurf schon sehr viel erreicht worden sei. Die Bundesbeauftragte, Frau Evers-Meier, habe daran einen großen Anteil.
Als dritte Rednerin sprach Rechtsanwältin Dr. Bettina Theben. Sie kritisierte die Umbenennung des Gesetzentwurfes in Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz. Der Gesetzgeber wolle damit den Eindruck erwecken, es gäbe in Deutschland keine Diskriminierung gegenüber Menschen mit Behinderungen. Diese hätten aber stets eine deutliche Antidiskriminierungsrichtlinie gefordert. Gleichstellung geht oft über Gleich​behandlung hinaus.

Der Rechtsreferent der BAG SELBSTHILFE, Peter Brünsing, hob hervor, dass der Gesetz​entwurf kaum Sanktionen gegen Verstöße aufweist. Notwendig sei ein Gesetz mit verbindlichen, eindeutigen Regelungen und Sanktionen, die auch wirklich abschrecken.

Auch in der Diskussion wurde deutlich, dass der Gesetzentwurf weitgehend zahnlos ist. Das fehlen des Verbandsklagerechtes wurde kritisiert.

Im Ergebnis der Veranstaltung wurden Forderungen für die Verbesserung des Gesetzentwurfes erarbeitet, die der Beauftragten der Bundesregierung wenige Tage danach zugestellt worden sind.
Als kompetente Moderatorin führte Dr. Sigrid Arnade durch die Podiumsdiskussion. Wir danken der Aktion Mensch für die Förderung dieser gelungenen Veranstaltung.
4.3. Sicherung der Gemeinnützigkeit

Am 6. Juni führten wir eine Informationsveranstaltung zur Sicherung der Gemeinnützigkeit durch. Sie war eine Folgeveranstaltung zu der im November 2005 durchgeführten Veranstaltung über Aufgaben und Haftung von Vorständen. In letzterer blieben vor allem zum Problem Sicherung der Gemeinnützigkeit so viele Fragen offen, dass wir es als notwendig sahen, dieses Problem noch einmal gründlich zu behandeln.
Als Referent stellte sich wieder Herr Armin Dallmeier von der Senatsverwaltung für Finanzen zur Verfügung.
Nach einigen einleitenden Bemerkungen zur Gemeinnützigkeit im Allgemeinen ging er besonders auf folgende Problemstellungen ein: Vermögensverwaltung, Spenden, Sponsoring und Benefiz-Veranstaltungen. Dabei zeigte er an konkreten Beispielen, was jeweils zu beachten ist, um die Gemeinnützigkeit nicht zu gefährden. Eine große Rolle spielte dabei, in welchen Fällen Steuern gezahlt werden müssen und in welchen nicht. Er machte zum Beispiel auch den Zusammenhang zwischen Vermögensverwaltung und Spenden deutlich. Was ist ein Zweckbetrieb, eine zweckgebundene Rücklage, eine freie Rücklage, ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb, wann darf ich eine Spendenquittung ausschreiben, was muss ich beim Sponsoring beachten? und vieles mehr wurde dargelegt und durch Fragen der 37 Teilnehmer und Antworten des Referenten ausführlich behandelt.
Durch die Veranstaltung wurde das Problem der Sicherung der Gemeinnützigkeit für die Teilnehmer wesentlich klarer. Wir danken dem Referenten für seine geduldige Beantwortung der vielen Fragen. Wir danken der Aktion Mensch für die Förderung der Veranstaltung.

4.4. Seminar zum Betreuungsrecht

Am 20. und 21. Oktober führte die LV Selbsthilfe auf Wunsch zahlreicher Mitglieder ein Seminar zum Betreuungsrecht durch. Frau Rechtsanwältin Sybille Meier hatte sich dankens​​werter Weise bereit erklärt, das Seminar zu gestalten.

Im ersten Teil des Seminars, der sich über die gesamte Zeit am 20. Oktober erstreckte, ging sie ausführlich auf die gesetzlichen Grundlagen des Betreuungsrechtes ein. Es wurde in den letzen 14 Jahren durch zwei wesentliche Neuerungen modifiziert und ist eines der modernsten Gesetze in Europa.

Die Referentin betonte, dass die oberste Messlatte die Wünsche der zu betreuenden Person seien. Sie erläuterte sowohl anhand der entsprechenden Paragrafen als auch an konkreten Beispielen den Inhalt des Betreuungsrechtes, die Aufgaben eines Betreuers, die Bedingungen, um als Betreuer tätig zu werden, die Frage Ehrenamt oder beruflicher Betreuer, die Bereiche, in denen Betreuung erfolgen kann, die Umstände, die zu einer Betreuung führen können sowie die Rolle des Vormundschaftsgerichtes.
Am zweiten Tag widmete sich die Referentin den Problemen Vorsorgevollmacht, Patienten​verfügung und Betreuungsverfügung. Sie erläuterte den Sinn dieser Dokumente und welche Fragen durch welches Dokument geklärt werden sollten. Auf jedes der drei Schriftstücke ging sie gesondert ein und arbeitete wiederum mit konkreten Beispielen. Sie betonte, dass die Wirkung davon abhängt, wie konkret die Aussagen der Schriftstücke formuliert sind. Sie machte aber auch auf die Gefahren aufmerksam, die entstehen können, wenn z. B. eine Vorsorgevollmacht auf eine Person ausgestellt ist, die sie später missbraucht. Überhaupt betrachtete sie das Für und Wider solcher Dokumente, wobei sie aber unbedingt zur Vorsorge riet.

Das Seminar war sehr lebendig und anschaulich. Dazu trugen auch die zahlreichen Zwischenfragen bei, die die Referentin während ihres Vortrages immer gleich beantwortete und in der Regel mit konkreten Beispielen belegte.

Der vorgesehene Stoff wurde gründlich durchgearbeitet. Die rund 25 Teilnehmer erhielten viele neue Erkenntnisse, die für ihre Arbeit mit Menschen mit Behinderungen wichtig sind. Das Seminar hat sein Ziel erreicht.

Wir danken der Aktion Mensch, die das Seminar finanziell gefördert hat.

4.5. Die Behindertenpolitik des Landes Berlin in den nächsten Jahren
Infolge der Neubildung des Berliner Senats und aus Anlass des Internationalen Tages der Menschen mit Behinderungen hat die LV Selbsthilfe die Senatorin für Integration, Arbeit und Soziales gebeten, in einer Veranstaltung am 6. Dezember ihre Vorstellungen über die Behindertenpolitik in Berlin in den nächsten Jahren, insbesondere im Europäischen Jahr der Chancengleichheit 2007 darzulegen. 128 Menschen waren unserer Einladung ins Rote Rathaus gefolgt. 
Frau Dr. Heidi Knake-Werner trug ihre Vorstellungen zunächst anhand der Koalitions​vereinbarung zwischen SPD und PDS vor. Sie stellte besonders heraus, dass das Landespflegegeld einschließlich Blindengeld in unveränderter Höhe weiter gezahlt wird, dass der Sonderfahrdienst erhalten bleibt, dass sie sich die Integration im weitesten Sinne zum Ziel gesetzt hat, sodass alle Menschen an der Entwicklung teilhaben sollen; dass in ihrer Verwaltung die Senatsleitstelle gegen Diskriminierung geschaffen wird und dass sie sich für Barrierefreiheit im umfassenden Sinn einsetzt. Im Bereich Wohnen plädierte sie für den Grundsatz ambulant vor stationär. Damit wieder mehr Menschen mit Behinderungen in Arbeit gebracht werden, sollen die Jobcenter enger mit den Integrationsfachdiensten zusammenarbeiten.
Nach ihrem Vortrag stellte sie sich den zahlreichen Fragen der Anwesenden. Angesprochen wurden unter anderem: 

· die Inkompetenz der Jobcenter bei der Vermittlung von Menschen mit Behinderungen und mögliche Lösungen;

· die Rolle der Senatsleitstelle gegen Diskriminierung;

· Probleme geistig behinderter Menschen bei der Ausbildung und der Finanzierung eines Arbeitsplatzes; 

· Was plant Berlin im Jahr der Chancengleichheit? Hier empfahl die Senatorin, den Regierenden Bürgermeister einzubeziehen, da dieses Jahr alle Ressorts angeht;

· Probleme des Sonderfahrdienstes;

· Ausschluss von Menschen mit Rollstuhl nach 16 Uhr aus dem Rathaus Schöneberg;

· Beschäftigung eines hauptamtlichen Mitarbeiters beim Gehörlosenverband.

Die Senatorin hat alle Fragen beantwortet bzw. Anregungen und Fragen, die sie nicht sofort beantworten konnte, notiert und spätere Antworten zugesagt. 

Nach Ablauf der vorgesehenen zwei Stunden gab es noch viele Wortmeldungen, die leider nicht mehr berücksichtigt werden konnten. Der Vorsitzende der LV Selbsthilfe sagte aber zu, in absehbarer Zeit eine ähnliche Veranstaltung durchzuführen.

Die Senatorin hat sich allen Fragen geduldig gestellt und war um Lösungen bemüht. Die Atmosphäre war sehr angenehm und entspannt. Die Veranstaltung kann als gelungen betrachtet werden.

5. Die Arbeitsgruppe der Berliner Behindertenverbände und 
     –initiativen

Die Zusammenarbeit der LV Selbsthilfe mit den anderen in Berlin wirkenden Behinderten​organisationen wurde im Rahmen der Arbeitsgruppe Berliner Behindertenverbände und 
–initiativen (AG BBI) auch im Jahr 2006 weitergeführt. Neben einigen Mitgliedsvereinen der LV Selbsthilfe nehmen daran u. a. der VdK, der BBV, der Spontanzusammenschluss Mobilität für Behinderte, das Netzwerk behinderter Frauen, das Netzwerk Artikel 3, Polio Spätfolgen, Touring Wandern und die Fürst Donnersmarck-Stiftung teil.

Die Arbeitsgruppe traf sich monatlich und verständigte sich über aktuelle behinderten​politische Themen. Sie bereitete vier Veranstaltungen vor, die von der LV Selbsthilfe ausgerichtet worden sind. Und zwar: barrierefreie Wohnungen, die am 15. Februar stattfand, Chancen für ein Zivilrechtliches Antidiskriminierungsgesetz, über das anlässlich des Europäischen Protesttages gegen die Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen am 5. Mai diskutiert wurde, die Diskussionsrunde mit Abgeordneten und der Senatorin für Gesundheit, Soziales und Verbraucherschutz zur Behindertenpolitik am 26. Juli und die Veranstaltung zur Behindertenpolitik des Landes Berlin in den nächsten Jahren am 6. Dezember.
Außerdem behandelte die AG BBI folgende Themen:

· REHA fair Berlin 2006;

· Ein besonderes Handy der Fa. Vecprom;

· Die Auswertung der Veranstaltung vom 5. Mai;

· Sonderfahrdienst für Menschen mit Behinderungen;

· Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz;

· Die Verwendung der Ausgleichsabgabe;

· Die Arbeit des Landesbeirates für Menschen mit Behinderungen;

· Mögliche Aktionen am Internationalen Tag der Menschen mit Behinderungen;

· Vorbereitung eines Gesprächs mit Vertretern verschiedener Kirchen, um die Möglichkeiten einer Zusammenarbeit auszuloten. Das Gespräch fand am 22. Januar 2007 statt.

Die AG BBI ist nach wie vor ein wichtiger Bestandteil unserer Tätigkeit. Mit ihrer Hilfe ist es gelungen, über den Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen hinaus ein einheitliches Vorgehen der Berliner Behindertenorganisationen und –initiativen zu erreichen. Die Arbeitsgruppe ist auf Initiative der LAGH 1993 entstanden und wird auch weiterhin von der LV Selbsthilfe moderiert. Wir werden diese bewährte Zusammenarbeit fortsetzen und ihr die gebührende Aufmerksamkeit schenken.

6.  Öffentlichkeitsarbeit

Anlässlich des europaweiten Protesttages für die Gleichstellung der Menschen mit Behinderung am 05. Mai erstellten wir mit Hilfe der Rechtsanwältin Dr. Bettina Theben einen Forderungskatalog zu einem umfassenden Antidiskriminierungs- bzw. Allgemeinem Gleichbehandlungsgesetz, in welchem auf die Mängel des Gesetzesentwurfs aus Sicht der behinderten Menschen aufmerksam gemacht wurde. Der Katalog wurde in Kooperation mit unserem Dachverband, der BAG SELBSTHILFE, unter anderem an das Büro der Bundesbehindertenbeauftragten weitergeleitet. 

Einhergehend mit der Umbenennung unseres Vereins haben wir Anfang Juni unser Erscheinungsbild grundlegend erneuert. Das Vereinslogo, das Layout unserer Publikationen und unser Internetauftritt präsentieren sich seitdem in neuem Gewand. Zur weitflächigen Bekanntmachung dieser Neuerungen sowie unserer neuen Anschrift versendeten wir eine professionell gestaltete Postkarte. 

Am 13. September 2006 haben wir von 14.00 bis 18.00 Uhr zum Tag der offenen Tür in unsere neue Geschäftsstelle in der Littenstraße eingeladen. Bei Kaffee und Imbiss nutzten viele Interessierte die Möglichkeit, unsere Vorstandsmitglieder und Mitarbeiter kennen zu lernen und sich ein Bild von unserer Arbeit zu machen. Unserer Einladung folgten viele unserer Mitglieder, Vertreter aus Politik und Verwaltung sowie der Krankenkassen und interessierte Bürger.

Vom 28. bis 30. September 2006 haben wir mit einem Informationsstand an der Berliner Reha-Messe „REHA fair Berlin“ teilgenommen. Vertreten waren auch einige unserer Mitgliedsvereine. Im Verlauf der Messe stellte unser Vorsitzender, Herr Dr. Manfred Schmidt - der auch als Mitglied des Messebeirats fungiert – in einer vom Sender „radio for handicaps“ übertragenen Veranstaltung unseren Verein etwas näher vor. Auch drei unserer Mitgliedsvereine nahmen im Rahmen dieser Sendung die Gelegenheit wahr, ihre Arbeitsschwerpunkte und Angebote einem breiteren Publikum zu erläutern. Wir waren mit der gut besuchten Messe sehr zufrieden und planen daher die Teilnahme an der REHA fair Berlin 2008. 

Die Veranstaltung des Deutschen Behindertenrates (DBR) „Das Europäische Jahr der Chancengleichheit - Deutschland 2007 - auch für chronisch kranke und behinderte Menschen!“, die anlässlich des Internationalen Tages der Menschen mit Behinderungen am 02. Dezember 2006 in Berlin stattfand, haben wir durch unsere Teilnahme sowie intensives Bewerben bei unseren Mitgliedern unterstützt.

Unsere Verbandszeitschrift „Das FLAGGSCHIFF“ erschien im Jahr 2006 drei Mal. Aufgrund der Umbenennung unseres Vereins sowie unseres neuen Erscheinungsbildes wurden ab Ausgabe 03/2006 Layout und Schreibweise des Titels (vormals: F-LAGH-schiff) überarbeitet. 

Im Oktober 2006 haben wir die gründlich überarbeitete und aktualisierte Broschüre „Mitgliedsvereine“ herausgegeben, in der sich die LV Selbsthilfe Berlin und ihre - zu diesem Zeitpunkt 50 - Mitglieder vorstellen. Der Druck erfolgte erstmals 4/1-farbig in einer Auflage von 2000 Exemplaren. Die Broschüre fand großen Zuspruch, so zum Beispiel auch auf der „REHA fair Berlin Berlin“.

Als VI. Teil unserer Publikationsreihe „Ethik und Behinderung“ bieten wir seit Januar 2006 kostenfrei die Erstauflage der Broschüre „Persönliches Budget – Informationen und Erfahrungen“ an. 

Unsere Ausstellungswand mit Informationen und Bildern zur LV Selbsthilfe Berlin und ihren Mitgliedern wurde im Jahr 2006 im Hinblick auf unser neues Erscheinungsbild und unsere neuen Mitgliedsvereine aktualisiert.

Unseren Internetauftritt passten wir im Jahr 2006 entsprechend unserem neuen Vereinsnamen und dem neuen Erscheinungsbild an und erweiterten die Bereiche „Downloads“ und „Presse“ mit unseren Publikationen und Presseinformationen. 

Unsere Veranstaltungen haben wir durch Pressemitteilungen und Anzeigen an Redaktionen von Printmedien, TV- und Radiosendern sowie Internetportalen umfangreich beworben und deren Ergebnisse publiziert. So fanden Artikel und Berichte wieder Eingang in den verschiedensten Medien, darunter Tagespresse, Verbandszeitschriften und im Internet.

Unseren Mitgliedsvereinen boten wir auch 2006 mittels Zusendung von Rundschreiben, Publikationen, Einladungen und verschiedensten Info-Materialien ein umfangreiches Angebot an Information und Weiterbildung an.

Zur Verbesserung der Kommunikation mit unseren Mitgliedern übernimmt nun jedes Vorstandsmitglied eine „Patenschaft“ zu jeweils circa sieben Vereinen und fungiert somit als direkter Ansprechpartner.

Die Vorstandsmitglieder und die Mitglieder der Geschäftsstelle beschlossen in einer Klausur​tagung am 05. August 2006, die LV Selbsthilfe Berlin mehr als zuvor in den relevanten Arbeitsgruppen der verschiedenen Senatsverwaltungen sowie bei Veran​staltungen der Mitgliedsvereine und anderer wichtiger Organisationen zu repräsentieren. Auf diese Weise soll verstärkt auf die Arbeit und die Angebote unseres Vereins aufmerksam gemacht und unser Bild als vielseitig tätiger Dachverband gepflegt werden.

7. Weitere Aktivitäten der LV Selbsthilfe

Auch 2006 hat uns die Koordinierung der Patientenbeteiligung in den Ausschüssen der Ärzte und Krankenkassen wieder hinreichend beschäftigt. Erstmals tagte der Landes​ausschuss mit Patientenbeteiligung, allerdings ohne Probleme. Dieser Ausschuss tritt ohnehin nur einmal im Jahr zusammen und trifft mehr oder weniger rein formale Feststellungen. Da das Limit der in Berlin zu bewilligenden Arztstellen fast in allen Bereichen bereits überschritten ist und der Ausschuss sich nur mit Zahlen beschäftigt, hat er kaum Entscheidungsspielraum.
Im Zulassungsausschuss und im Berufungsausschuss gab es wieder die schon aus 2005 bekannten Probleme. Unsere Vertreter mussten bei Abstimmungen den Raum verlassen und wurden nicht eingeladen, wenn der beantragende Arzt nicht geladen war. Dies dürfte sich in 2007 durch das Vertragsarztänderungsgesetz ändern, das die Teilnahme der Patientenverteter auch in diesen Fällen vorschreibt. Die Anwesenheit bei Abstimmungen ist inzwischen mit der Kassenärztlichen Vereinigung (KV) geklärt, das andere Problem hat die KV noch nicht verinnerlicht. Hier müssen wir noch weiter arbeiten.
Am 20. März haben wir mit Unterstützung der KV eine Schulung der Patientenverteter durchgeführt. Herr Pfeiffer, Leiter der Rechtsabteilung der KV, sprach über die Struktur und über die Arbeitsweise der KV, um den Patientenvertretern einen Einblick zu geben. Als zweites Thema wurden die Aufgaben und Arbeitsweise des Zulassungsausschusses und des Berufungsausschusses behandelt. Die Themen konnten allerdings nicht erschöpfend besprochen werden, da die Teilnehmer sehr viele Fragen hatten, die das jeweilige Thema mehr oder weniger tangierten. Es zeigte sich, dass weitere Schulungen notwendig sind.

Am 26. Juni führten wir ein Gespräch mit der Barmer Ersatzkasse. Grund dafür war die Tatsache, dass die Barmer alle Anträge auf Selbsthilfeförderung, die von der LAGH Berlin in den vergangenen Jahren gestellt wurden, ablehnte. Wir wissen zwar, dass die Ersatzkassen der Meinung sind, Landesarbeitsgemeinschaften dürften nicht gefördert werden, das entspricht aber nicht den gesetzlichen Vorgaben und nicht den gemeinsamen und einheitlichen Grundsätzen der Krankenkassen. Wir haben der zuständigen Mitarbeiterin zunächst die Aufgaben und die Arbeitsweise der LV Selbsthilfe dargelegt und verdeutlicht, dass wir reine Selbsthilfearbeit leisten. Sie hat uns zwar zunächst keine direkte Förderung zugesagt, aber dafür gesorgt, dass die Barmer den Versand unserer neuen Mitgliederbroschüre übernommen hat. Das hilft auch schon weiter. Wir bleiben am Ball und hoffen, dass wir auch andere Projektförderungen erreichen können.
Am 20. September haben wir auf der „Innotrans“ das Modell eines Fernzuges bzw. die Einstiegssituation und die Toilette auf ihre Barrierefreiheit hin untersucht und viele Hinweise gegeben. Ausgangspunkt war eine Befragung durch ein Konsortium, in dem Unternehmen und Institute aus mehreren europäischen Ländern vertreten sind und das ein Modell für einen neuen europäischen Fernzug entwickeln soll. Dabei soll auch die Barrierefreiheit gesichert werden. Nachdem sich die Vorarbeiten über mehrere Jahre hinzogen und inzwischen schon mehrere Beratungen stattfanden, ist nun erstmals ein Modell erstellt worden, das auf der „Innotrans“ ausgestellt wurde. Im Dezember wurden wir zu einer erneuten Begutachtung eingeladen, und zwar zu Bombardier nach Henningsdorf, wo das Modell erstellt worden ist. Zu begutachten waren: die Einstiegssituation einschließlich Tür, Türöffner, Kontraste, Notbremse usw., die Toilette sowie das Informationssystem. Wir konnten wiederum zahlreiche Hinweise geben und Forderungen stellen, wobei ein Teil der Hinweise von der Innotrans bereits eingearbeitet war. Der daraus entstehende Eisenbahn​zug soll etwa 2011 zur Verfügung stehen. Dann kommt es darauf an, dass die europäischen Eisenbahngesellschaften diesen auch bestellen. 
Am 15. November besuchte uns die Präsidentin der Jordanischen Psychotherapeutischen Rehabilitationsvereinigung gemeinsam mit einem Vertreter der jordanischen Botschaft. Sie wollte sich über die Lage der Menschen mit Behinderungen in Berlin informieren und Anregungen für die Arbeit in Jordanien mitnehmen. Das Gespräch verlief in einer aufgeschlossenen Atmosphäre. 

Infolge des Gesprächs mit dem Vorsitzenden der Landesseniorenvertretung am 28. November 2005 nahm dieser im Januar 2006 an der Sitzung des Landesbeirates für Behinderte teil. Im Gegenzug besuchte der Vorsitzende der LV Selbsthilfe am 1. Februar eine Sitzung der Landesseniorenvertretung. Da es zu dieser Zeit immer noch um die Verabschiedung eines Seniorenmitwirkungsgesetzes ging, legte er die Entstehungs​geschichte des Landesgleichberechtigungsgesetzes und die Rolle der LAGH in diesem Prozess dar. Er wies die Seniorenvertreter darauf hin, dass sie nur etwas erreichen können, wenn sie sich aktiv einbringen. Unsere Absicht, eine engere Zusammenarbeit zwischen den Behindertenorganisationen und den Seniorenorganisationen herzustellen, ist bis auf diese beiden Aktionen nicht weiter vorangekommen. 
8. Teilnahme an Veranstaltungen, Aktionen und Beratungen

Neben den bereits genannten Aktivitäten nahmen Vertreter der LV Selbsthilfe Berlin an folgenden Veranstaltungen, Aktionen und Beratungen teil:

· Beratungen der Arbeitsgruppe Bauen, Verkehr barrierefrei der Senatsverwaltung für Stadt​entwicklung, sowie Beratungen der Arbeitsgruppen Menschen mit Behinderungen bei den Senatsverwaltungen für Wissenschaft, Forschung und Kultur, Gesundheit, Soziales und Verbraucherschutz, Finanzen, sowie Wirtschaft, Arbeit und Frauen;

· Neujahrsempfang der SPD-Fraktion des Abgeordnetenhauses am 14. Januar 2006;

· Neujahrsempfang des Deutschen Serviceringes am 29. Januar;

· Tagung der Landesseniorenvertretung mit einem Vortrag des Vorsitzenden des LV Selbsthilfe am 1. Februar;

· Fachtagung „Modell Sozialamt 2005 – Hilfeplanung und Fallmanagement in der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen“, Veranstalter: Senatsverwaltung für Gesundheit, Soziales und Verbraucherschutz am 8. Februar;

· Seminar zum Antidiskriminierungsgesetz; Veranstalter: Bundespressekonferenz am 10. Februar;

· „In welcher Gesellschaft wollen wir leben?“ Veranstalter: Aktion Mensch am 11. März;

· Eröffnungsveranstaltung zum 90jährigen Bestehen der Fürst Donnersmarck-Stiftung am 31. März;

· Selbsthilfeforum bei SEKIS am 27. April;
· Öffentliche Würdigung des 70. Geburtstages des Präsidenten der Deutschen Rheuma-Liga, Dr. Sörensen, am 5. Mai;

· Hoffest der Lebensgemeinschaft Alt-Schönow am 20. Mai;

· „Erfolgreiche Positionierung durch strategisches Marketing“, Vortrag in der Bank für Sozialwirtschaft am 1. Juni;
· Empfang der Fraktion Bündnis90/Die Grünen im Abgeordnetenhaus anlässlich ihres 25jährigen Bestehens am 1. Juni;

· Mitgliederversammlung der Deutschen Rheuma-Liga Berlin mit einem Grußwort des Vorsitzenden der LV Selbsthilfe am 9. Juni;

· Sitzung des Bezirksbehindertenbeirats Marzahn-Hellersdorf am 12. Juni;

· Podiumsdiskussion zum Behindertensport; Veranstalter: FDP-Bundestags​fraktion am 26. Juni;

· „Gelenkschmerzen, Schwellungen und Schübe – neue Wege zu einer raschen Diagnose und Rheuma-Therapie“, Veranstalter: Deutsche Rheuma-Liga Berlin am 4. Juli;

· Sommerfest der Fürst Donnersmarck-Stiftung in Frohnau am 26. August;

· 25 Jahre Ambulante Dienste e. V. am 2. September;

· Symbolische Übergabe der Fördergelder der Barmer für die Selbsthilfe am 4. September;
· Hoffest des Regierenden Bürgermeisters am 5. September;

· Verbände-Abend des DBSV am 9. September;

· „Sozial gesund und multikulturell“; Veranstaltung des Bezirksamtes Spandau am 9. September;

· „200 Jahre Blindenschule Berlin“ am 14. September;

· „Tag des Ehrenamtes“ der Bezirksämter Charlottenburg-Wilmersdorf und Mitte am 15. September;

· „Aktuelle Rechtssprechung des Bundesarbeitsgerichtes“, Vortrag in der Bank für Sozialwirtschaft am 27. September;

· Veranstaltung des Landesverbandes Epilepsie am 12. Oktober;

· Festveranstaltung und Symposium zu „200 Jahre Blindenbildung in Deutschland“ am 12. und 13. Oktober;

· Beratung zur möglichen Mitwirkung der LV Selbsthilfe im Netzwerk Bürgerengagement am 18. Oktober;

· Mitgliederversammlung des Netzwerks Bürgerengagement am 25. Oktober;

· „Die elektronische Gesundheitskarte“, Veranstalter: Deutsche Rheuma-Liga am 25. Oktober;
· Verleihung des Forschungspreises der Fürst Donnersmarck-Stiftung im Konzert​haus Berlin am 24. November;

· Regionaltagung des Arbeitskreises Kunstfehler in der Geburtshilfe Berlin-Brandenburg am 25. November;

· „Selbsthilfe im Spannungsfeld zwischen Finanzierungsnotwendigkeit und Abhängigkeit“, Veranstalter: Selbsthilfe-Fördergemeinschaft der Ersatzkassen in Hannover am 29. November;
· Weihnachtsfeier der Dt. Rheuma-Liga am 18. Dezember.

9. Zusammenarbeit mit der BAG SELBSTHILFE und den Landesarbeitsgemeinschaften

Auch im Jahr 2006 bestand eine intensive Zusammenarbeit mit der BAG SELBSTHILFE und den anderen Landesarbeitsgemeinschaften. So nahm der Vorsitzende der LV Selbsthilfe Berlin an einem Parlamentarierabend der BAG SELBSTHILFE am 14. Februar teil, zu dem Bundestagsabgeordnete aller Parteien sowie Vertreter aus verschiedenen Ministerien gekommen waren. Zur Diskussion standen brisante Themen wie Arbeit für Menschen mit Behinderungen, Maßnahmen gegen Diskriminierung, insbesondere ein Zivilrechtliches Antidiskriminierungsgesetz, die Gesundheitsreform als auch vieles mehr.

Frau Nell und Dr. Schmidt vertraten die BAG SELBSTHILFE am 9. November auf der 10. Generalversammlung der Europäischen Behindertenaktion, die im Hotel ParkInn in Berlin stattfand. Die wichtigsten Tagesordnungspunkte waren die Neuwahl des Präsidiums sowie ein themenbezogener Teil zu Teilhabe und Chancengleichheit behinderter Menschen, der vor allem das Europäische Jahr der Chancengleichheit zum Gegenstand hatte.
Der ständige Ausschuss der Landesarbeitsgemeinschaften in der BAG SELBSTHILFE führte zwei ordentliche und eine Klausurtagung durch. Die Frühjahrstagung fand in der Zeit vom 5. bis zum 7. März in Waren (Mecklenburg-Vorpommern) statt. Neben den üblichen Themen Berichte und Erfahrungsaustausch der Landesarbeitsgemeinschaften sowie Bericht der BAG SELBSTHILFE wurden behandelt: gemeinsame und einheitliche Grundsätze der gesetzlichen Krankenversicherung zur Selbsthilfeförderung, Identität der Landesarbeitsgemeinschaften, Förderpraxis der Aktion Mensch, das Europäische Jahr der Chancengleichheit und anderes. Am Nachmittag des 6. März fand ein Gespräch mit Abgeordneten der drei im Landtag von Mecklenburg-Vorpommern vertretenen Parteien sowie mit Kandidaten von Bündnis90/Die Grünen und der FDP statt. Im Mittelpunkt stand der Entwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes, der nun endlich vorlag.

Zur Herbsttagung hatte die LAGH Bayern nach Nürnberg eingeladen. In der Zeit vom 8. bis 10. Oktober ging es vor allem um die Förderpolitik der Aktion Mensch, die Integration in das Arbeitsleben sowie die Gesundheitsreform. Außerdem wurde die Klausurtagung ausgewertet.

Diese fand am 15. und 16. September in Berlin statt. Sie hatte die Identität der Landes​arbeits​gemeinschaften zum Gegenstand. Aus der Analyse der gegenwärtigen Situation der Arbeitsschwerpunkte und der Arbeitsweise der Landesarbeitsgemeinschaften bzw. der Landesvereinigungen wurden Gemeinsamkeiten und Unterschiede herausgearbeitet, um schließlich ein Verbandsleitbild zu erstellen. Die Konsequenzen aus den Ergebnissen müssen noch gezogen werden.
Am 15. August besuchten wir die LAG Selbsthilfe Brandenburg, die zu einem Tag der Offenen Tür eingeladen hatte. Der Vorsitzende dieser LAG Selbsthilfe, Heinz Strüwing, erhielt zu seinem 60. Geburtstag, und der Vorsitzende der LAGH Bayern, Dr. Pettinger, zu seinem 70. Geburtstag, je ein Glückwunschschreiben der LV Selbsthilfe Berlin. Frau Nell nahm an einer Weiterbildungsveranstaltung der BAG SELBSTHILFE zum Betreuungsrecht vom 27. bis 29. Januar teil. 

10. Schlussbemerkungen

Wir haben versucht, einen Einblick in die Tätigkeit der LV Selbsthilfe zu geben, wobei selbstverständlich nicht alle Aktivitäten in einem solchen Bericht aufgeführt werden können.

Für das Jahr 2007 ergeben sich aus heutiger Sicht folgende Arbeitsschwerpunkte:

· Beobachtung der Umsetzung der Koalitionsvereinbarung zwischen SPD und PDS hinsichtlich der Behindertenpolitik, gegebenenfalls Einflussnahme durch Forderungen und Aktionen;

· Kritische Begleitung der Entwicklung des Sonderfahrdienstes für Menschen mit Behinderungen;
· Ausstellung im Abgeordnetenhaus anlässlich des Europäischen Protesttages gegen die Diskriminierung behinderter Menschen;

· Veranstaltungen zu den Themen Integration, Auswirkungen der Gesundheitsreform, Änderung des Gemeinnützigkeitsrechtes;

· Weitere Koordinierung und Schulung der Patientenverteter in den Ausschüssen der Ärzte und Krankenkassen.

Am Ende des Jahres 2006 möchten wir allen danken, die zum Erfolg der Tätigkeit der LV Selbsthilfe Berlin beigetragen haben, sei es durch aktive Mitarbeit, durch ideelle oder materielle Unterstützung oder durch finanzielle Hilfe. Wir hoffen auf weitere gute Zusammenarbeit mit all unseren Partnern.

Dr. Manfred Schmidt

– Vorsitzender –
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